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Zusammenfassung

Für Travail.Suisse ist der Arbeitskräftemangel die zentrale demografische Herausforderung. Bereits heute ist der Fachkräftemangel in vielen Branchen ein akutes Problem, das sich aufgrund des fehlenden Berufsnachwuchses rasch akzentuieren wird. Neben der Förderung und Stärkung der Arbeitnehmenden in der Schweiz wird deshalb die Rekrutierung von ausländischem Personal in den nächsten Jahrzehnten eine wichtige Rolle spielen, wenn es darum geht, den Wohlstand und die Lebensqualität in der Schweiz zu erhalten. 

Da auch die Länder der EU vor der gleichen demografischen Herausforderung und einer abnehmenden Erwerbsbevölkerung stehen, muss die Schweiz ihre Migrationspolitik überdenken. Auch künftig werden die Staatsangehörigen aus den EU-Staaten aufgrund des Abkommens über den freien Personenverkehr einen Teil des Bedarfs an Arbeitskräften in der Schweiz decken können. Gleichzeitig muss aber der Arbeitsmarkt auf eine vermehrte Zuwanderung von Personen aus Ländern ausserhalb der EU (sog. Drittstaaten) vorbereitet werden. Es wird sowohl für qualifizierte wie auch für wenig qualifizierte Arbeitsplätze Bedarf an Personal aus Drittstaaten geben. Ein Verharren auf dem Status quo hätte Schwierigkeiten bei der Besetzung von vielen Stellen und abnehmende Steuereinnahmen, aber auch den Verlust von Arbeitsplätzen aufgrund eines schwächeren Wachstums zur Folge.

Allerdings kann eine solche Anpassung der Zulassungspolitik zu einem grösseren Druck auf die Löhne und die Arbeitsbedingungen führen. Zudem widerspricht sie gewissen Aspekten der Bildungs-, der Entwicklungs- und der Integrationspolitik. Diese Risiken sind bei der heutigen Ausgestaltung der Zulassungspolitik für Arbeitnehmende sehr gross, weil der Bundesrat alleine entscheiden kann und der Druck der Wirtschaft für die einseitige Berücksichtigung ihrer Interessen sehr gross ist. Deshalb ist eine Anpassung der Zulassungspolitik an strikte Bedingungen zu knüpfen. 

Die im vorliegenden Dokument ausgeführten Bedingungen sind im Wesentlichen folgende:

1. Schaffung einer Planungskommission, welcher auch die Sozialpartner angehören. Diese Kommission muss den Bedarf an ausländischem Personal aus Ländern ausserhalb der EU abklären.

2. Eine strikte Kontrolle der Löhne und Arbeitsbedingungen, damit Lohn und Sozialdumping  verhindert werden kann
3. Obligatorische Bildungsmassnahmen zugunsten des ausländischen Personals, das bereits in der Schweiz ist, damit die Fehler der Vergangenheit vermieden und die Sozialversicherungen vor Missbrauch durch die Arbeitgeber geschützt werden können

4. Kompensation von Kompetenzverlusten in den Herkunftsländern, die durch die vermehrte Rekrutierung von qualifiziertem Personal aus diesen Ländern entstehen können. Dazu gehören zum Beispiel Hilfen an Bildungs- und Forschungsinstitutionen in diesen Ländern und die Möglichkeit von Zirkulationsmigration.

5. Eine Stärkung der Berufsbildung durch die Verpflichtung der Arbeitgeber zur Schaffung von genügend Ausbildungsplätzen, um zu verhindern, dass die Migration die Notwendigkeit des beruflichen Nachwuchses in der Schweiz schwächt. 
6. Integrationspolitische Massnahmen und die dazu notwendigen zusätzlichen Mittel sowie die Umsetzung einer Integrationspolitik, welche für die gesamte Bevölkerung gilt.

Mit diesen Bedingungen wird dafür gesorgt, dass die Zulassung von Personal aus Drittstaaten, die aus demografischen Gründen notwendig sein wird, nicht allein den wirtschaftlichen Interessen der Unternehmen dienen, sondern in Übereinstimmung stehen mit den sozialen, bildungspolitischen und gesellschaftlichen Bedürfnissen der ganzen Bevölkerung.

Einleitung: Neue Zulassungspolitik planen
Der Arbeitskräftemangel ist die zentrale demografische Herausforderung.
 Gemäss einer Studie des Büro BASS, die von Travail.Suisse in Auftrag gegeben wurde, werden in der Schweiz im Jahr 2030 bis zu 400'000 Arbeitnehmende fehlen.
 Neben der Förderung und Stärkung der Arbeitnehmenden in der Schweiz wird deshalb die Rekrutierung von ausländischem Personal in den nächsten Jahrzehnten eine wichtige Rolle spielen, wenn es darum geht, den Wohlstand und die Lebensqualität in der Schweiz zu erhalten. 

Da auch die Länder der EU vor der gleichen demografischen Herausforderung und einer abnehmenden Erwerbsbevölkerung stehen, muss die Schweiz ihre Migrationspolitik überdenken. Zwar werden auch künftig Personen aus den EU-Staaten aufgrund des Abkommens über den freien Personenverkehr einen Teil des Bedarfs an Arbeitskräften in der Schweiz decken können. Gleichzeitig muss aber der Arbeitsmarkt auf eine vermehrte Zuwanderung von Personen aus Ländern ausserhalb der EU (sog. Drittstaaten) vorbereitet werden. 

Die Beibehaltung des Status quo in der Migrationspolitik hätte einen Mangel an hoch qualifiziertem Personal (Ingenieure/-innen, Informatiker/-innen, Ärzte/-innen, medizinisches Personal, Lehrkräfte usw.), aber auch an „normal“ qualifizierten Arbeitskräften (Versorgung in den Spitälern, Kinderbetreuung, Haushaltshilfen, öffentlicher Verkehr usw.) zur Folge. Dies würde zur Auslagerung von Stellen sowie zu Einnahmenausfällen bei den Sozialversicherungen und Steuerbehörden führen und dem Wohlstand der Schweiz schaden. Findet man nicht genügend qualifiziertes und weniger qualifiziertes Personal, können die Grundbedürfnisse der Bevölkerung nicht vollumfänglich befriedigt werden. Das gilt zum Beispiel für die Versorgung in den Spitälern und die Pflege älterer Menschen, die familienergänzende Kinderbetreuung, das Bildungswesen, den öffentlichen Verkehr etc.
Die Politik muss also zur Kenntnis nehmen, dass das ausländische Personal, das unsere Wirtschaft und auch unsere Gesellschaft brauchen, bald nicht mehr ausschliesslich oder fast ausschliesslich in der EU rekrutiert werden kann. Die Diskussion über die Migrationspolitik beschränkt sich zu oft auf die Frage der Missbräuche, während die Zulassungspolitik zu Beschäftigungszwecken, die für den künftigen Wohlstand der Schweiz äusserst wichtig ist, kaum diskutiert wird. 
Die Frage der Zulassung von Ausländerinnen und Ausländern zum Arbeitsmarkt betrifft auch andere politische Themen, insbesondere die Bildung, die Integration, die Sozial- und Entwicklungspolitik. Deshalb muss die neue Zulassungspolitik auch diese verschiedenen Aspekte ernsthaft berücksichtigen. Insbesondere darf sich die neue Zulassungspolitik nicht alleine an den Interessen der Wirtschaft orientieren, wie das heute oft der Fall ist.
Das vorliegende Dokument skizziert zunächst die Veränderungen im Migrationsumfeld (Kapitel 1) und nennt die Elemente, die für die künftige Migrationspolitik ausschlaggebend sind (Kapitel 2), um dann im Hauptteil auf die Bedingungen einzugehen, die Travail.Suisse für eine neue Zulassungspolitik für Angehörige aus Nicht-EU-Staaten stellt. Es handelt sich dabei insbesondere um Anforderungen an die Bildungs- und Integrationspolitik, die nach Auffassung von Travail.Suisse zwingend erfüllt sein müssen, bevor die Zulassungspolitik für Angehörige aus Nicht-EU-Ländern geändert werden kann. 
Vor diesem heiklen Hintergrund fordert Travail.Suisse auch eine verstärkte Rolle der Sozialpartner bei der Bestimmung der Zulassungspolitik. Konkret fordern wir die Schaffung einer eidgenössischen Kommission für die Zulassung von Nicht-EU-Angehörigen zum Arbeitsmarkt. Diese Kommission soll sich aus Vertreterinnen und Vertretern der Sozialpartner und der Kantone zusammensetzen. Damit kann die Lage auf dem Arbeitsmarkt optimiert und gleichzeitig das Risiko von fremdenfeindlichen Ausrutschern, die eine neue Zulassungspolitik bewirken könnte, verringert werden.
Die Zulassungspolitik wird auf diese Weise gerechter, weil sie die Interessen der Hauptbetroffenen besser berücksichtigt: die Interessen der schweizerischen und ausländischen Arbeitnehmenden, denen gute Ausbildungs- und Integrationsbedingungen geboten werden,  und die Interessen der Unternehmen, die das für ihre Weiterentwicklung benötigte Personal bei Bedarf leichter auch in Nicht-EU-Staaten rekrutieren können. 
1. Starke Veränderung des Migrationsumfeldes in den letzten fünfzehn Jahren 
Die migrationspolitische Debatte konzentriert sich heute auf die Frage der Missbräuche. Das Migrationsumfeld hat sich allerdings in den letzten fünfzehn Jahren stark verändert:
· Höherer Qualifikationsgrad der zugewanderten Arbeitnehmenden. Der typische Einwanderer von heute ist eine sehr qualifizierte Person aus Mittel- oder Nordeuropa und nicht mehr der wenig qualifizierte Arbeitnehmende aus Südeuropa. 

· Zunahme der temporären Migration. Es handelt sich dabei weniger um Maurer und Hilfsarbeiter für den Bau, sondern eher um Fachleute und Führungskräfte für den Dienstleistungssektor und die Industrie. 
· Wachsende Nachfrage nach Arbeitskräften in der Hauswirtschaft. Diese Nachfrage wird zu einem grossen Teil von Papierlosen gedeckt. 
· Zunahme der Zuwanderung aus der EU/EFTA. Mit dem Abkommen über den freien Personenverkehr (FZA), welches die Attraktivität des Schweizer Arbeitsmarktes wieder erhöht hat,  hat die Zuwanderung aus EU/EFTA-Staaten zulasten der Zuwanderung aus anderen Staaten zugenommen.
1.1
Immer besser qualifizierte Migrantinnen und Migranten
Drei Viertel der ausländischen Erwerbstätigen, die zwischen 1996 und 2006 in die Schweiz eingewandert sind, haben eine Ausbildung auf Sekundarstufe II oder Tertiärstufe abgeschlossen.
 Dieser Anteil betrug lediglich 55 Prozent bei den Ausländerinnen und Ausländern, die vor 1996 zugewandert sind. 35 Prozent (108'000) der Erwerbspersonen, die seit weniger als 10 Jahren in der Schweiz leben (Angaben von 2006), sind Führungskräfte oder arbeiten in einem akademischen Beruf, gegenüber 14 Prozent (57'000) bei den vor mehr als 10 Jahren zugewanderten Ausländerinnen und Ausländern. Umgekehrt sind von den Neuzuwanderern nur 13 Prozent (41'000) unqualifiziert. Der Anteil der Unqualifizierten lag bei jenen Personen, die vor über 10 Jahren in die Schweiz gekommen sind, bei 24 Prozent (101'000). 
Insbesondere ist festzuhalten, dass Einwanderinnen und Einwanderer aus Nicht-EU/EFTA-Staaten immer qualifizierter werden, da der Bedarf an wenig qualifiziertem Personal ausschliesslich durch das FZA zu decken ist. Während früher das Epizentrum der Einwanderung in der verarbeitenden Industrie, im Baugewerbe und bei den Dienstleistungen am Menschen lag, betrifft die «neue Einwanderung» aus Drittstaaten vermehrt die Bereiche Forschung, Informatik und Finanzdienstleistungen. So wurden im IT-Bereich am meisten Zulassungen erteilt; deren Zahl stieg von 551 im Jahr 2004 auf 2400 im Jahr 2008. Der Banken- und Versicherungssektor verzeichnete ebenfalls eine starke Zunahme: Hier stieg die Zahl der Zulassungen von 341 auf 660 zwischen 2004 und 2008. Im Gesundheitswesen blieb eine solche Entwicklung aus, da der Bedarf bisher hauptsächlich durch in der EU/EFTA rekrutiertes Personal gedeckt wurde.
Der höhere Qualifizierungsgrad der Migrantinnen und Migranten ist jedoch insofern zu relativieren, als der Bedarf an wenig qualifiziertem Personal aus dem Ausland heute mehr als früher durch Personen ohne Aufenthaltsbewilligung gedeckt wird. Ein wachsender Bedarf ist in der Hauswirtschaft zu beobachten. Diese Tatsache erscheint nicht in den offiziellen Statistiken.
1.2
Papierlose in der Hauswirtschaft
Parallel zum anerkannten Mangel an qualifiziertem Personal, durch den jährlich mindestens einige Tausend qualifizierter Migrantinnen und Migranten aus Nicht-EU-Staaten offiziell in der Schweiz zugelassen werden, gibt es einen nicht anerkannten Personalmangel in der Hauswirtschaft. Das führt dazu, dass in der Schweiz Zehntausende von Personen, und zwar mehrheitlich zugewanderte Frauen, in diesem Bereich schwarz arbeiten. Sie leben mit dem ständigen Risiko, ausgewiesen zu werden, obwohl eine Nachfrage besteht, die offensichtlich nicht vollständig durch die Rekrutierung im EU-Raum gedeckt werden kann. Der Hauswirtschaftssektor wächst wegen der älter werdenden Bevölkerung. Es braucht immer mehr Personal für die Kinderbetreuung, die Haushaltshilfe, die Reinigung, die Zubereitung von Mahlzeiten usw. 

Es wird Zeit, dass wir uns mit dem Bedarf an Arbeitskräften in allen Wirtschaftssektoren befassen, ohne die einen gegenüber den anderen bevorzugt zu behandeln. Es ist ungerecht, den Bedarf an wenig qualifiziertem Personal nicht anzuerkennen, denn dies führt zu äusserst prekären Aufenthalts- und Arbeitsbedingungen für die Betroffenen (Papierlose).
Dieses Beispiel veranschaulicht, wie wichtig es ist, nicht nur die Behörden und die Wirtschaft darüber entscheiden zu lassen, welche Arbeitskräfte aus Drittländern zum Schweizer Arbeitsmarkt zugelassen werden dürfen oder nicht.
1.3
Zunahme der temporären Migration und Beschäftigung
Seit einigen Jahren sind mehr kurz- und mittelfristige Einwanderungen (Kurzaufenthalter/-innen und Personen, die 2 bis 5 Jahre in der Schweiz arbeiten) in den Bereichen Finanzwesen, Informatik und Forschung zu verzeichnen. So sind zum Beispiel in der Schweiz zugelassene Informatikerinnen und Informatiker aus Drittstaaten in der Regel Angestellte von – hauptsächlich in Indien ansässigen – ausländischen IT-Gesellschaften, die Systeme oder Softwarepakete entwickeln, die dann in unserem Land, insbesondere bei multinationalen Unternehmen, installiert werden müssen. Diese Informatikerinnen und Informatiker werden für die Zeit, die für die Implementierung der entwickelten Produkte im Ausland erforderlich ist, in die Schweiz entsandt, bleiben aber bei ihrer ausländischen Gesellschaft angestellt.
2007 wanderten 60'700 Angehörige der ständigen ausländischen Wohnbevölkerung aus. Der grösste Teil der Auswanderinnen und Auswanderer verlässt die Schweiz nach einem relativ kurzen Aufenthalt. Über die Hälfte (56,3 Prozent) aller in ihre Heimat zurückgekehrten Personen hat weniger als 5 Jahre in unserem Land gelebt.
 

Durch das Freizügigkeitsabkommen (FZA) gewann auch die temporäre Beschäftigung der Migrantinnen und Migranten an Bedeutung: Zwischen dem zweiten Quartal 2002 und dem zweiten Quartal 2007 stieg die Zahl der von Verleihbetrieben beschäftigten ausländischen Personen bei den Kurzaufenthaltern von 200 auf etwa 5'700 und bei den Grenzgängern von 2'900 auf 13'200 Personen.  

1.4
Mehr Zuwanderung aus der EU, weniger aus anderen Staaten
Mit dem FZA nimmt die Einwanderung aus der EU/EFTA zu und jene aus Drittstaaten ab. Diese Entwicklung entspricht dem politischen Willen des Bundes, der Einwanderung aus der EU den Vorzug zu geben.
 Seit der Einführung des freien Personenverkehrs zwischen der Schweiz und den EU 15- und EFTA-Mitgliedstaaten (1. Juni 2002) stieg die Zahl der Angehörigen dieser Länder in der Schweiz. Von 2006 bis 2007 betrug die Zunahme 3,5 Prozent (+19'000 Personen) und von 2007 bis 2008 6,5 Prozent (+65’710), während die Zahl der Angehörigen anderer Staaten 2008 um lediglich 0,4 Prozent(+2’274) zulegte. Die langfristige Einwanderung deutscher Staatsangehöriger hat sich seit Inkrafttreten der Personenfreizügigkeit praktisch verdreifacht und ist von 14'100 Personen im Jahr 2001 auf 40'900 im Jahr 2007 gestiegen. Dafür haben 2007 weniger spanische, griechische und italienische Staatsangehörige in der Schweiz gearbeitet.
 2008 war das grösste Wachstum bei den Deutschen (+31’463), den Portugiesen (+13’844) und den Franzosen (+8’163) zu verzeichnen.

2008 wanderten 113’235 Personen aus EU-27- und EFTA-Ländern in die Schweiz ein. Etwa 60 Prozent davon (67’904) taten dies, um hier eine Erwerbstätigkeit auszuüben. 60.1 Prozent der ausländischen Wohnbevölkerung, also 1'024'000 Personen, stammen aus einem EU-27- oder EFTA-Staat.
2. Elemente, die die künftige Migrationspolitik bestimmen
Es ist schwierig, genaue Szenarien zur künftigen Entwicklung des Arbeitskräftebedarfs zu zeichnen, da das Wirtschaftswachstum ungewisser ist als die demographische Entwicklung. Dennoch ist für die nächsten 10 bis 20 Jahre mit folgenden Entwicklungen zu rechnen:

· Die demographische Alterung ist in einigen Jahren stärker spürbar, so dass eine vermehrte Zuwanderung ausländischer Arbeitskräfte zur Abfederung dieser Entwicklung notwendig sein wird.
· Die Quellen für die Rekrutierung von ausländischem Personal im EU-Raum werden allmählich versiegen, denn die EU-Länder stehen ebenfalls vor dem Problem, dass ihre Bevölkerung immer älter wird. Ausserdem werden die neuen Mitgliedstaaten wirtschaftlich weiter aufholen, so dass die Rekrutierungsmöglichkeiten in diesen Ländern abnehmen.
· Der wirtschaftliche Wandel hin zu einer wissensgestützten Wirtschaft mit geringen CO2-Emissionen geht weiter und erfordert besonders qualifiziertes Personal. Der Wettbewerb zwischen den Ländern um die qualifizierten Migrantinnen und Migranten wird sich verschärfen.
2.1
Zuwanderung von ausländischen Arbeitskräften weiterhin erforderlich 
Die Zuwanderung von ausländischen Arbeitskräften bleibt in unserem Land aus folgenden Gründen weiterhin erforderlich: 
· Die Alterung der Bevölkerung in den nächsten Jahrzehnten wird hauptsächlich durch die Migration abgefedert, die dazu beiträgt, dass die Erwerbsquote in etwa konstant bleibt. Gemäss dem mittleren demographischen Szenario der Schweiz (das als das plausibelste gilt)
 wird die Zahl der Erwerbspersonen von 4,5 Millionen Ende 2009 auf 4,7 Millionen im Jahr 2021 ansteigen und anschliessend bis Ende 2060 auf 4,6 Millionen zurückgehen. Da die Schweizer Erwerbsbevölkerung laut demselben Szenario zwischen 2009 und 2060 einen Rückgang um 0,3 Prozent auf 3,4 Millionen Erwerbstätige verzeichnen wird, gewährleistet hauptsächlich die Zuwanderung die Erhaltung der Erwerbsbevölkerung. Das mittlere Szenario sieht vor, dass die ausländische Erwerbsbevölkerung um 7,3 Prozent auf 1,2 Millionen wächst.
Das mittlere Szenario unterschätzt jedoch das reale Migrationspotenzial, denn es rechnet mit einem jährlichen durchschnittlichen Migrationssaldo von etwa 22'000 Personen. Der Migrationssaldo der ständigen ausländischen Wohnbevölkerung war jedoch in den letzten Jahren deutlich höher: 43’100 im Jahr 2005, 49'400 im 2006, 83'200 im 2007, 103'400 im 2008 und noch 74.600 im Jahr 2009, als das Land in der Wirtschaftsrezession steckte. Diese Unterschätzung ist nicht neu und zeigte sich schon früher, denn das Szenario 2000 sah für das Jahr 2010 eine Bevölkerung von 7,33 Millionen vor und lag damit um fast 500'000 Menschen zu tief! Diese bedeutende Abweichung lässt sich schon fast mit der Unterschätzung der Migration allein erklären. 

· Auf allen Qualifikationsstufen ist der Mangel an Arbeitnehmenden mehr oder weniger gross, und das wird im Laufe der nächsten Jahre immer stärker spürbar. Neben den Berufen, die ein hohes Qualifikationsniveau erfordern, werden Fachkräfte mit einer Berufsausbildung in Zukunft sehr gesucht sein. Für gewisse Tätigkeiten fehlen Berufsprofile. Die Schweiz bildet nicht genügend Leute aus, insbesondere in den technischen und naturwissenschaftlichen Berufen und im Pflegebereich.
Die Schweiz kann zwar vermehrt auf die Berufsbildung setzen, indem sie Jugendliche dazu ermutigt, eine Lehre zu absolvieren. Aber der demographische Faktor ist klar: So dürfte sich im Jahr 2017 die Anzahl der Absolventinnen und Absolventen im ersten Lehrjahr auf 71‘000 einpendeln, gegenüber schätzungsweise 81‘000 in diesem Jahr.

2.2
Allmähliches Versiegen der Rekrutierungsquellen im EU-Raum 

Über ein Fünftel der 4,229 Millionen Erwerbstätigen mit ständigem Aufenthalt in der Schweiz waren im 2. Quartal 2008 ausländische Staatsangehörige (21,9 Prozent oder 927'000). 85 Prozent davon stammen aus einem EU-Staat. Die EU liefert auch zwei Drittel der Arbeitnehmenden mit einer Ausbildung auf Sekundarstufe II. Doch diese Länder können den Schweizer Arbeitsmarkt nicht dauerhaft versorgen, denn sie stehen fast alle vor dem Problem der Überalterung, insbesondere die südeuropäischen Länder, die lange Zeit Lieferanten von Arbeitskräften waren. Ausserdem sind diese Staaten zu Einwanderungsländern geworden, so zum Beispiel Spanien, wo sich die Zahl der Ausländerinnen und Ausländer zwischen 1995 und 2006 verachtfacht hat, oder Italien, wo sie sich verdreifacht hat. 

Einige EU-Länder mit besonders niedrigen Geburtenraten, wie Deutschland, Spanien, Italien oder Polen, bräuchten Millionen von Zuwanderern, wollten sie die Grösse ihrer Erwerbsbevölkerung konstant halten. In Deutschland sowie in den süd- und osteuropäischen Ländern wird die Abhängigkeit von der Migration noch ausgeprägter als in der Schweiz sein. Bereits ab 2010 wird in der Europäischen Union die Erwerbsbevölkerung abnehmen. Dann gehen nach und nach die starken Geburtsjahrgänge der 1950er und 1960er Jahre in den Ruhestand. Da alle später geborenen Jahrgänge zahlenmässig kleiner sind, wird die Erwerbsbevölkerung anschliessend kontinuierlich schrumpfen.

Das europäische Amt für Statistik Eurostat geht davon aus, dass bis 2030 für drei Viertel aller europäischen Regionen die Zuwanderung der einzig mögliche Wachstumsfaktor sein wird. Den stärksten Rückgang werden die ehemaligen Ostblockstaaten zu verzeichnen haben. Wegen ihrer sehr tiefen Geburtenraten brauchen diese Länder Migrantinnen und Migranten. Diese können also nur aus nicht europäischen Staaten kommen. Weltweit wird es übrigens nicht an Menschen fehlen: Die Vereinten Nationen schätzen, dass die Weltbevölkerung bis 2030 um 1,5 Milliarden Menschen wachsen wird.
Daraus lässt sich schliessen, dass eine rückläufige Zahl von Arbeitnehmenden aus der EU für die Schweizer Wirtschaft ein sehr grosser Verlust wären, wenn man die restriktive Politik gegenüber qualifizierten Arbeitnehmenden aus Nicht-EU-Staaten aufrechterhalten würde.
2.3
Verschärfter Wettbewerb um qualifizierte Migrantinnen und Migranten
Ein Wesenszug der internationalen Arbeitsmärkte ist der verschärfte Wettbewerb zwischen den Industrieländern um qualifizierte Migrantinnen und Migranten. 

Im EU-Raum bleiben die Gesetzgebungen zur Ausländerzulassung Sache der einzelnen Staaten. Um im Vergleich mit Einwanderungsländern wie den USA oder Kanada attraktiver zu werden, versucht die EU jedoch, die Aufenthalts- und Beschäftigungsbedingungen für Migrantinnen und Migranten aus Nicht-EU-Staaten in ihrem geografischen Gebiet zu harmonisieren und zu verbessern. In den USA bilden die qualifizierten Einwanderinnen und Einwanderer die grösste und die wenig qualifizierten die kleinste Migrantengruppe. In Europa ist es genau umgekehrt. 
So hat die EU-Kommission am 25. Mai 2009 eine Richtlinie
 verabschiedet, die « Blaue Karte EU » genannt wir und die Zulassungs- und Aufenthaltsbedingungen von Drittstaatangehörigen für hochqualifizierte Arbeiten festlegt. Diese Richtlinie will
· die Zulassung dieser Personen durch eine Harmonisierung der Bedingungen für die Einreise und den Aufenthalt in der gesamten EU erleichtern;
· die Zulassungsverfahren vereinfachen;
· den Rechtsstatus der Menschen verbessern, die sich bereits in der EU befinden.
Wenn der Kandidat zugelassen wird, erhält er eine blaue Karte, die zwischen einem und vier Jahren Gültigkeit hat. Mit dieser Karte können Drittstaatangehörige mit ihrer Familie

· in den Mitgliedstaat, der die Karte ausgestellt hat, einreisen, sich dort aufhalten und ausreisen und durch die anderen Mitgliedsstaaten durchreisen;

· in dem betreffenden Sektor arbeiten;
· Wie eigene Staatsangehörige behandelt werden, was z.B. die Arbeitsbedingungen, die soziale Sicherheit, die Renten, die Anerkennung von Diplomen, die allgemeine und berufliche Bildung betrifft. 
Die Annahme dieser Richtlinie wird die Schweizer Migrationspolitik früher oder später beeinflussen. Durch eine Statusverbesserung für qualifizierte Migrantinnen und Migranten aus Drittstaaten in der EU könnte die Schweiz an Attraktivität verlieren, so dass eine Verbesserung der im Ausländergesetz (AuG) festgelegten Aufenthaltsbedingungen erforderlich wäre.
3. Bedingungen für eine vermehrte Öffnung für ausländisches Personal aus Nicht-EU-Staaten
Die Schweiz muss also ihre Migrationspolitik überdenken und diese vermehrt auf die realen Bedürfnisse und Möglichkeiten der Wirtschaft und der Gesellschaft ausrichten, statt sich an Ideologien und Vorurteilen  zu orientieren. Nur so wird sie dem Ziel der Erhaltung des Wohlstandes dienen. Aus diesem Blickwinkel sind folgende Elemente zentral: 
a) Notwendigkeit einer offeneren Zulassungspolitik, die nicht nur die Rekrutierung von qualifiziertem, sondern auch von wenig qualifiziertem Personal ausserhalb des EU-Raums ermöglicht. Zu diesem Zweck ist eine Planung zum Bedarf an ausländischem Personal zu erstellen. 

b) Notwendigkeit der Berücksichtigung der Parameter, die stark in die Zulassungspolitik eingreifen, das sind hauptsächlich die Bildungs- und die Integrationspolitik und in geringerem Masse die Entwicklungs- und die Sozialpolitik. 

3.1.
Zulassungspolitik
Die demographische Entwicklung in unserem Land und im EU-Raum macht also die vermehrte Rekrutierung von qualifiziertem, aber auch – was bisher nicht zulässig war – wenig qualifiziertem Personal in Nicht-EU-Staaten erforderlich.
3.1.1
Planung
Zu diesem Zweck ist eine Planung zum Bedarf an ausländischem Personal für die kommenden Jahre zu erstellen. Über einen Zeithorizont von 5 bis 10 Jahren muss die Schweiz den Bedarf an qualifizierten und wenig qualifizierten ausländischen Arbeitskräften je nach Wirtschaftsbranche abschätzen, wobei die unter Buchstabe b) weiter oben genannten Parameter zu berücksichtigen sind. Auf dieser Grundlage sind dann die gesetzlichen Bedingungen anzupassen, welche die Zulassung von Ausländerinnen und Ausländern zu Beschäftigungszwecken regeln. Das betrifft hauptsächlich die Artikel des AuG zu den Begrenzungsmassnahmen (Art. 20) zum Vorrang (Art. 21), zu den Abweichungen von den Zulassungsvoraussetzungen (Art. 30) und zu den persönlichen Voraussetzungen (Art. 23).

3.1.2 
Beibehaltung des Grundsatzes der vorrangigen Rekrutierung in der EU
Die Zulassung von mehr Ausländerinnen und Ausländern aus dem Nicht-EU-Raum zu Beschäftigungszwecken bedeutet nicht die Aufhebung des Vorrangs gemäss Artikel 21 AuG. Dieser Artikel besagt, dass Ausländerinnen und Ausländer zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit nur zugelassen werden dürfen, wenn nachgewiesen wird, dass keine dafür geeigneten inländischen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer oder Angehörige von Staaten, mit denen ein Freizügigkeitsabkommen abgeschlossen wurde, gefunden werden können. Dieser Vorrang ist beizubehalten, denn sonst würde das FZA mit der EU seinen Sinn und seine Bedeutung verlieren.
3.1.3
Kontingente für qualifiziertes Personal
Die Kontingente für die Zulassung von qualifizierten Ausländerinnen und Ausländern müssen je nach Arbeitskräftemangel, der sich in gewissen Sektoren abzeichnet, heraufgesetzt werden können (siehe Art. 20 AuG Begrenzungsmassnahmen). Diesbezüglich ist also keine grundlegende Änderung an der derzeitigen Zulassungspolitik vorzunehmen. Bei einer Wirtschaftskrise müssen die Kontingente auch vorübergehend herabgesetzt werden.
3.1.4
Bedingungen für die Einführung von Kontingenten für wenig qualifiziertes Personal
Die Schweiz braucht auch wenig bis mittel qualifiziertes ausländisches Personal. Dieser Bedarf wird durch die Rekrutierung im EU-Raum schon jetzt nicht mehr vollständig gedeckt, wie die Zahl der Papierlosen zeigt. Besonders hoch ist der Bedarf im Bereich der Dienstleistungen am Menschen, was mit der älter werdenden Bevölkerung und der zunehmenden Erwerbsquote der Frauen zu tun hat.
Es muss daher auch die Möglichkeit geben, Kontingente für wenig qualifiziertes ausländisches Personal einzuführen, dies aber nur, wenn folgende Bedingungen alle erfüllt sind:
· Gewährleistung der Einhaltung von Artikel 22 AuG, der die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit nur zulässt, wenn die orts-, berufs- und branchenüblichen Lohn- und Arbeitsbedingungen eingehalten werden. Zu diesem Zweck sind auch Kontrollen am Arbeitsplatz vorzusehen, damit geprüft werden kann, ob die in den schriftlichen Arbeitsverträgen festgelegten Löhne und Arbeitsbedingungen eingehalten werden.
· Finden von Lösungen für eine Teillegalisierung der Papierlosen (siehe Punkt 3.1.6)

· Lancierung einer eidgenössischen Kampagne zur Qualifizierung und Wiederqualifizierung von wenig qualifiziertem ausländischem Personal, das legal in der Schweiz lebt, aber arbeitslos ist (siehe Punkt 3.2.2).
3.1.5

Schaffung einer Kommission für die Zulassung von Nicht-EU-Angehörigen zum Arbeitsmarkt 

Zur Evaluierung des Bedarfs an ausländischen Arbeitskräften aus dem Nicht-EU-Raum als Ergänzung zur Rekrutierung in der EU fordert Travail.Suisse die Schaffung einer eidgenössischen Kommission für die Zulassung von Nicht-EU-Angehörigen zum Arbeitsmarkt. Diese soll aus Vertreterinnen und Vertretern des Bundes, der Kantone und der Sozialpartner bestehen. Sie kann unabhängige Fachleute hinzuziehen, die Daten liefern, um die Diskussion zu vereinfachen und die Entscheidungsgrundlagen vorzubereiten. Die Kommission sollte über ein eigenes Sekretariat verfügen.
Die Hauptaufgabe der Kommission würde darin bestehen, dem zuständigen Departement jedes Jahr die Anzahl der zu erteilenden Lang- und Kurzzeitaufenthaltsbewilligungen für qualifiziertes und wenig qualifiziertes Personal vorzuschlagen, wobei die Wirtschaftskonjunktur, die Entwicklung des Arbeitsmarktes und auch die unter Punkt 3 Buchstabe b) weiter oben erwähnten Parameter zu berücksichtigen sind.
3.1.6
Vorrang für die Legalisierung der Papierlosen mit Bedingungen
In der Schweiz leben gemäss den Hochrechnungen verschiedener Studien mindestens 100‘000 Menschen ohne gültige Aufenthaltsbewilligung
. Diese werden Papierlose oder Sans-Papiers genannt. Viele davon sind Frauen, die in der Hauswirtschaft arbeiten. Bevor man die Türen für wenig qualifiziertes Personal aus dem Nicht-EU-Raum weiter aufstösst, müssen die Papierlosen unter bestimmten Bedingungen legalisiert werden (z.B. 5 Jahre Aufenthalt in der Schweiz und Nachweis einer Arbeit in der Schweiz). Artikel 30 AuG (Abweichungen von den Zulassungsvoraussetzungen) sollte um eine weitere Abweichung für Härtefälle ergänzt werden.

Insbesondere für jugendliche Papierlose müssen die Legalisierungsbedingungen erleichtert werden, damit sie eine Lehre absolvieren können. Das liegt im Interesse der Schweiz: Bei einem Arbeitskräftemangel kann sie bereits vor Ort auf zusätzliche Kompetenzen zählen. Nachdem die eidgenössischen Räte die Motion Barthassat angenommen haben – jugendliche Papierlose, die ihre Schulbildung in der Schweiz absolviert haben, sollen Zugang zu einer Berufslehre erhalten –, ist nun für eine gute Umsetzung zu sorgen: keine Diskriminierung bei der Wahl der Lehre und Möglichkeit, nach abgeschlossener Lehre einen Arbeitsplatz zu finden. 
3.1.7
Zusammenhang mit der Entwicklungspolitik
Aus Sicht der Entwicklungspolitik muss man sich mit der Abwanderung von Know-how aus den Ländern des Südens befassen. Nimmt die Auswanderung von hochqualifizierten Menschen aus den Ländern des Südens zu grosse Ausmasse an, kann das einen bedeutenden Verlust für die Entwicklung dieser Länder bedeuten. Indien ist hier ein gutes Beispiel: Zehntausende indischer IT-Fachleute arbeiten in den USA und in Europa.  Aber in Indien selbst ist durch den Informatikboom nur eine relativ beschränkte Zahl von Arbeitsplätzen entstanden, die sich zudem auf einige Regionen des Landes konzentrieren.
Für ein besseres Zusammenspiel von Entwicklungs- und Migrationspolitik schlagen wir Folgendes vor:

· Angehörigen von Entwicklungsländern mehr berufliche Weiterbildungsmöglichkeiten in der Schweiz bieten,
· Abschluss von Praktikantenabkommen auch mit den Entwicklungsländern (wobei dafür zu sorgen ist, dass diese bei der Umsetzung nicht zweckentfremdet werden, z.B. zur Deckung des Arbeitskräftebedarfs).

· Den erleichterten Zugang zum Schweizer Arbeitsmarkt für Ausländerinnen und Ausländer mit abgeschlossenem Schweizer Hochschulstudium von der Entwicklungshilfe unseres Landes für die Hochschulen in den Entwicklungsländern abhängig machen.

3.2
Bildungspolitik
Die wichtigsten Rohstoffe der Schweiz sind Bildung und Innovation. Das muss die Migrationspolitik berücksichtigen. Das FZA mit der EU kann bereits dazu führen, dass Investitionen in die Bildung vernachlässigt werden, da Unternehmen frei Fachleute und qualifizierte Arbeitskräfte in allen EU-Ländern rekrutieren können, wie das beispielsweise im Gesundheitswesen geschieht
.
Will man den Mangel an qualifizierten Arbeitskräften in gewissen Wirtschaftssektoren durch die Zuwanderung ausgleichen, ohne sich gleichzeitig mit den Ausbildungsbedingungen in den fraglichen Sektoren in der Schweiz zu befassen, kann dies den Zielen der Bildungspolitik zuwiderlaufen. Gibt man den Arbeitgebern die Möglichkeit, bedingungslos ausländische Arbeitskräfte zu rekrutieren, kann dies zu einer Vernachlässigung des Bildungssystems und einer mangelhaften Schulung des Berufsnachwuchses führen.
3.2.1

Anforderungen an die Arbeitgeber: Schaffung von Ausbildungsplätzen bei Erteilung von Aufenthaltsbewilligungen
Deshalb schlagen wir vor, dass das Gesetz Arbeitgeber, die Arbeitsbewilligungen für Nicht-EU-Angehörige erhalten, verpflichtet, Beiträge in Branchenfonds einzuzahlen, die von den Sozialpartnern verwaltet werden könnten. Diese Fonds sollen die berufliche Weiterbildung der Arbeitnehmenden auf dem Schweizer Arbeitsmarkt oder den Berufsnachwuchs mit der Schaffung von Lehrstellen fördern. Von dieser Pflicht entbunden werden Unternehmen, die:
a) Ausbildungsplätze schaffen oder
b) einen bestimmten Teil der Lohnsumme für die Bildung/Weiterbildung einsetzen oder
c) Integrations- und Sprachkurse für ihr zugewandertes Personal anbieten.
Der Bundesrat hatte übrigens damals in seiner Botschaft zum AuG einen Artikel (Art. 22) vorgeschlagen, nach dem Arbeitgeber, die Arbeitsbewilligungen erhalten, Ausbildungsplätze schaffen müssen. Der Ständerat hatte diesen Artikel angenommen, während der Nationalrat ihn abgelehnt hatte.
Es geht auch darum, die bestehende Wettbewerbsverzerrung zwischen den Unternehmen, die sich die Mühe machen auszubilden, und den anderen, die stattdessen viel ausländisches Personal rekrutieren, zu verhindern. Die Arbeitgeber sind so mitverantwortlich dafür, dass das verfügbare Potenzial auf dem Schweizer Arbeitsmarkt genutzt wird.
3.2.2
Qualifizierung oder Wiederqualifizierung des ausländischen Personals, das bereits in unserem Land lebt
Ausländerinnen und Ausländer besetzen oft die höchsten und die tiefsten Arbeitsmarktsegmente. Sie sind bei den undankbarsten und am wenigsten qualifizierten Aufgaben übervertreten. Die Arbeitslosenrate der Ausländerinnen und Ausländer liegt über dem nationalen Durchschnitt, vor allem bei jenen, die nicht aus dem EU-Raum stammen. 

Deshalb muss vor einer Lockerung der Zulassungspolitik oder parallel dazu eine Kampagne zur Qualifizierung oder Wiederqualifizierung des ausländischen Personals aus Nicht-EU-/EFTA-Staaten lanciert werden. Die vom System der Validierung von Bildungsleistungen und den RAV gebotenen Möglichkeiten müssen optimal genutzt werden. Ausserdem sind die Abschlüsse von Ausländerinnen und Ausländern aus Drittländern besser anzuerkennen. Diese sollen zu entsprechenden Stellen und Löhnen berechtigen. Ebenfalls zu lancieren sind Kampagnen gegen die Diskriminierung von Jugendlichen aus dem Nicht-EU-/EFTA-Raum beim Zugang zu Lehre und Beschäftigung.

3.3.
Integrationspolitik
Eine Zunahme der Einwanderung aus dem Nicht-EU-Raum zur Deckung der Bedürfnisse der Wirtschaft und des Arbeitsmarktes stellt auch auf politischer und gesellschaftlicher Ebene eine Herausforderung dar. Sie ist eine Bedrohung für den sozialen Zusammenhalt, wenn nicht gleichzeitig die Integrationspolitik verstärkt wird. Die vermehrte Hinzuziehung von ausländischen Arbeitskräften aus Nicht-EU-/EFTA-Ländern kann zu Lohndumping, Integrationsproblemen und Fremdenhass auf dem Arbeitsmarkt führen.
Angesichts des zukünftig erhöhten Bedarfs an hochqualifizierten sowie wenig qualifizierten ausländischen Arbeitskräften ist eine Integrationspolitik zu betreiben, die nicht nur die sprachlichen und beruflichen Defizite beseitigt, sondern auch vermehrt versucht, die Vielfalt zu verwerten, die aus der wachsenden Heterogenität der Herkunftsländer der Migrantinnen und Migranten, aber auch aus ihren unterschiedlichen beruflichen Kompetenzen entsteht.

Die Einwanderung, aber auch andere Phänomene unserer Zeit wie Individualisierung und Globalisierung erfordern eine umfassende Integrationspolitik, die sich nicht nur an die Migrantinnen und Migranten, sondern an die gesamte Bevölkerung richtet. Nur so lassen sich die Herausforderungen der Migrationspolitik, aber auch des sozialen Zusammenhalts, ohne den der Wohlstand bedroht ist, bewältigen.
3.3.1
Sozialpolitische Anforderungen
Die Zulassungspolitik darf den Zugang zum Arbeitsmarkt für benachteiligte Bevölkerungsgruppen wie Menschen mit Behinderung nicht erschweren. Bevor also Arbeitsplätze, insbesondere solche, die wenige Qualifikationen erfordern, (wieder) besetzt werden, sind Verpflichtungen einzuführen, damit die Unternehmen auch Behinderte oder andere Benachteiligte einstellen, die ohne Umsetzung des Grundsatzes «Eingliederung vor Rente» Gefahr laufen, bei der IV zu landen.
3.3.2

Beseitigung der Defizite, aber auch Entfaltung der Potenziale
Die Angehörigen von Nicht-EU-/EFTA-Staaten, die heute zum Arbeitsmarkt zugelassen werden, sind qualifiziert. Ist es überhaupt nötig, für sie neben einer Integration in den Schweizer Arbeitsmarkt auch eine Integration in die Gesellschaft zu fordern?

Eine Studie
 hat gezeigt, dass qualifizierte Migrantinnen und Migranten kaum in ihre Integration investieren. Nichts deutet darauf hin, dass sich die Dinge seither geändert hätten. Kann man von wenig qualifizierten Personen verlangen, dass sie sich integrieren, während hochqualifizierte (die der Gesellschaft kaum Probleme bereiten) darauf verzichten? Es müssen auch Massnahmen zur Förderung der sozialen Integration von qualifizierten Migrantinnen und Migranten getroffen werden, denn es liegt im Interesse der Gesellschaft, diese Menschen mit ihren Fähigkeiten hier zu verankern. Man kann sie dazu ermutigen, Integrationsprogramme zu absolvieren, um die Sprache der Einheimischen zu lernen und sich mit den sozialen, kulturellen und politischen Gegebenheiten ihres neuen Wohnortes vertraut zu machen.
Diese Integrationsprogramme sollten sich auch an diejenigen richten, die einen zeitlich begrenzten Aufenthalt planen. Man weiss nie, ob aus einem befristeten Aufenthalt nicht ein unbefristeter wird. Deshalb muss die Schweiz im Interesse der Gesellschaft alles unternehmen, um die qualifizierten Migrantinnen und Migranten im Land zu behalten. Das liegt auch im Interesse der Wirtschaft und der Unternehmen. Ein Aufnahme- und Integrationsprogramm, das diesen Namen verdient, kann qualifizierte Migrantinnen und Migranten, die eigentlich einen befristeten Aufenthalt geplant haben, dazu veranlassen, dauerhaft in der Schweiz zu bleiben.
Die bisherige, noch stark auf die Bewältigung von Problemen und Defiziten zielende Integrationspolitik wird schrittweise auf die Entfaltung der vorhandenen Ressourcen und Potenziale ausgerichtet.
 Es ist also eine Integrationspolitik anzustreben, die dieses Potenzial sowohl in den Unternehmen
 als auch in der Gesellschaft mit der transkulturellen Öffnung der Institutionen verwertet. In diesem Punkt erwies sich der Einsatz von Migrantinnen und Migranten als eine der effizientesten und am wenigsten kostspieligen Massnahmen.
3.3.3
Integrationspolitik für alle
Genau wie die Einwanderung von wenig qualifizierten ausländischen Arbeitnehmenden kann auch die Immigration von qualifizierten Arbeitskräften bei den Einheimischen, die sich dadurch in ihrer beruflichen Stellung bedroht fühlen, Unbehagen auslösen, wie die kürzlichen Debatten über die Zuwanderung aus Deutschland gezeigt haben.
Will man vor diesem Hintergrund dem Grundsatz folgen, dass die Integration ein gegenseitiger Prozess ist, muss die einheimische Bevölkerung vermehrt in die Integration einbezogen werden. Initiativen, die darauf abzielen, die Fähigkeit der einheimischen Bevölkerung zur Anpassung an die gesellschaftliche Vielfalt zu verbessern, sind noch zu selten.
Der soziale Zusammenhalt wird nicht nur durch die wachsende Zuwanderung, sondern auch durch andere gesellschaftliche Entwicklungen (Individualisierung, Globalisierung usw.) geschwächt. Deshalb muss die Integrationspolitik in eine Gesellschaftspolitik im weiten Sinne übergehen, die den Zusammenhalt der Gesellschaft als Ganzes fördert.
Mit einem allgemeinen Integrationsrahmen für alle könnte man auch das Problem umgehen, dass EU-Angehörige wegen des Prinzips der Nichtdiskriminierung nicht zu Integrationsmassnahmen «gezwungen» werden können. Es ist wichtig, dass die Integrationsmassnahmen sowohl Schweizerinnen und Schweizer als auch Ausländerinnen und Ausländer betreffen, unabhängig von der Nationalität und je nach Bedürfnissen, Bildungsniveau, sprachlichen und beruflichen Lücken, aber auch je nach vorhandenen Kompetenzen, die zum Wohl der Allgemeinheit zu entfalten sind.
Eine Verstärkung der Integrationspolitik erfordert zusätzliche Mittel. Dazu sind die Empfehlungen zur Weiterentwicklung der schweizerischen Integrationspolitik zu begrüssen, die am 29. Juni 2009 von der Tripartiten Agglomerationskonferenz (TAK), der Plattform von Bund, Kantonen, Städten und Gemeinden, verabschiedet wurden. Diese sehen ein System zur ersten Begrüssung und Information für Neuankömmlinge, die gezielte Förderung von Sprache und Bildung, die Stärkung der Kompetenzzentren für Integration und zusätzliche Massnahmen in der interkulturellen Übersetzung und Vermittlung vor. Das würde insgesamt zusätzliche Kosten von schätzungsweise 130 Millionen Franken verursachen. 

Travail.Suisse unterstützt diese Empfehlungen und hofft, dass die öffentliche Hand eine Finanzierungslösung für deren Umsetzung findet. Investitionen in die Integration sind gute Investitionen für die gesamte Gesellschaft. Damit kann eine stabile und solidarische Gesellschaft geschaffen werden – eine Voraussetzung  für den wirtschaftlichen Wohlstand.
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